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In der Niähe VO Stuttgart: Eın Vater schickt seıne Kınder nıcht 1ın dıe Volksschule:
seıner Ansıcht ach verstofßen Schulpflicht un: Lehrplan dıe Wuürde des
Menschen. Frauen zeıgten sıch Begınn der sıebziger Jahre NO Ich habe
abgetrieben, den 218 StG B protestieren, der ıhre Selbstbestimmung
verletze. FEın Angestellter be] dem Bundesamt für Verfassungsschutz o1ibt 1963
Geheimnisse preıs, womıt Treuepflıicht und Stratgesetze verletzt, weıl
Verstöfße dıe ‚verfassungsmälfsıge Ordnung“ auszumachen meınt. Fälle
zıvıilen Ungehorsams? Wenn Ja, sınd S1Ee auch gerechttertigt?

In den tolgenden Bemerkungen sollen einıge Schwierigkeıiten genannt werden,
denen sıch dıe Antwort gegenübersieht. Krıiterjen elınes gerechttertigten 7zıvılen
Ungehorsams sınd aufzuzeıgen.

Schwierigkeıiten
Die Rechtsfigur des zıvılen Ungehorsams 1St eın Fremdkörper 1 deutschen

Denken und Recht Von Zıvilcourage, dem tranzösischen polıtıschen Leben
entlehnt, W ar ın den tünfzıger Jahren vıe] die Rede: der Begriff des zıvılen
Ungehorsams 1aber STamMMtTL 4US dem angelsächsischen Rechtskreis un „Sprach“
sıch erst 1ın den etzten Jahren .herum . W Ee1 Rechtskulturen treffen aufeinander,
dıe beispielsweıse ZW ATr 1m Wıirtschattsrecht längst 1m ıntensıven inhaltlichen
Austausch stehen, jedoch hinsıchtlich des zıvılen Ungehorsams ıhre undamenta-
len Strukturen offenlegen mussen. Das Case-law-Denken des angelsächsischen
Rechtskreises achtet autf das Besondere des Falles, auf die einmalıge Sıtuation, und
$51lt 1mM Vergleıich mı1t anderen Fällen das Urteıl. Der Rıchter steht 1mM Miıttelpunkt
des Rechtsgeschehens, ein systematisches Gesetzeswerk tehlt

Unsere Rechtskultur dagegen unterwirft dıe soz1ı1alen Beziehungen eıner allge-
meınen Rechtsregel, der staatlıche Gesetzgeber hat weıtgehend das Monopol tuür
Rechtsetzung un Rechtstfortbildung, eın diıchtes Netz (zjesetzen bezweckt die
systematische Ordnung des Lebens. FEın Gesetzesverstofß MUu 1ın unserer Kultur
deswegen schnell als Angrıiff auf „dıe Gesetze“, Ja auf den Staat gedeutet werden.
Die bereitwillige Gleichsetzung VO „gesetzlich geregelt“ und „gerecht den
Gesetzesbrecher ımmer zugleich 1Ns Unrecht. Ausuferung und Bestätigung dieses
Denkens tinden sıch 1ın der Autnahme des Wıderstandsrechts 1968 ın die Vertas-
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Sung Mu dies nıcht aufgefafst werden, da{ß erst die gesetzliche Regelung den
Widerstand rechtfertigt? Das Bundesverfassungsgericht hatte längst autf eın solches
Recht hingewiesen‘.

ıne zweıte Schwierigkeıt Ist. da{ß dıe 1mM Miıttelalter lebendige Diskussion
über das Wiıderstandsrecht und dessen Anerkennung nıcht ber die euzeıt ın diıe
Moderne gelangte. Nach Immanuel Kant darf der Untertan dem Herrscher, der

die (zesetze verstößßt, LLUT Beschwerden, 1aber keinen Widerstand1
setzen“. Vıktor Cathrein sah 1893 „be1 den heutigen Verfassungen..., dem
olk eıne grofße Miıtwirkung der Regijerung eingeräumt 1st; mıithın aum Je
die Regierung dauernd mıt der großen Mehrheıit 1n Widerspruch geraten kann  I die
Lehre VO aktıven Widerstand als nıcht mehr aktuell an Als rechtslogisch
überholt und polıtisch unnötıg konnte sodann Kurt Wolzendortf 1916 die Lehre
VO Widerstand bezeichnen?“. Nımmt na  } och jenen Strang der Staatslehre
hınzu, wonach der Staat prinzıpiell eın Unrecht begehen konnte, versteht an

dıe Schwierigkeıiten der Gewissensbildung vieler Frauen un: Mäaänner des Wıder-
stands Hıtler. Die Menschen, dıe sıch 1n UÜSETEGT deutschen Geschichte eınem
ungerechten (sesetz und Betehl wıdersetzten, sınd och wenı1g bekannt. Da sıch
außerdem der Begrift „Wıderstand“ in uNnNnseTITeTr Geschichte mıt dem Kampf
die Verbrechen des Hıtlerregımes verbindet, mufß heute tast zwangsläufıg die oft
schnelle ede VO „zıvılen Wiıderstand“ Assoz1ı1atıonen und Aggressionen wecken,
welche die Einbürgerung un Verwendung des Begritfs VO „zıvılen Ungehor-
sSam ErSt recht anraten

Die rage ach dem zıvilen Ungehorsam stellt sıch zudem 1n eıner Zeıt, da ın
verschıiedenen politischen Lagern nach der Regierbarkeıt UHIASSCFET: Demokratie un
iıhrer Legıtimität gefragt wırd jJetzt also och das Problem des zıvilen Ungehor-
sams! Wıe oft ın der deutschen Geschichte überstürzen sıch die Fragen, vermogen
dıe Antworten nıcht auszureıten un empfiehlt sıch vielen der Rückgriftf auf das
bısher Erreichte und als sıcher Geltende. Die Ängste eıner Generatıon, dıe den
Wıederautbau gestaltete und dıe polıtische Verantwortung AUS der and 1Dbt,
gesellen sıch dazu.

Es verwundern deshalb nıcht die Versuche der Festschreibung auf dem Nıveau
des gesetzlıch erreichten Zustands. So AI Claus Arndt iın diesem Sommer 1ın
Hamburg: (ES) geistert schon wıeder die Betonung des Gegensatzes VO der
höheren Legıtimıitäat gegenüber der nıederen Legalıtät durch die Lande Di1e Alteren

uns werden sıch 11UL zut daran erinnern, Ww1e€e diese ZU Schlagwort
verkommene Parole VO den Gegnern und Verächtern der ersten deutschen
Republıik benutzt wurde, den Rechtsstaat zerschlagen und sıch über seıne

5republikaniısch-demokratisch legıtımıerten Normen hinwegzusetzen.
Unter der Überschrift „Der Vertall der Legalıtät“ erklärte Rüdıger Altmann

apodiktisch Ende August: „Das Grundgesetz der Bundesrepublik hat sıch kom-
promıi(lßlos das appen der Legalıtät gestellt: nıchts außerhalb der Legalıtäat,
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nıchts ohne S1€, nıchts sS1€e IDiese Entscheidung Alßt keinen Raum mehr Er
die Entzweıung VO Legalıtät un Legıtimität, dıe dem 7Zwischenreich VO Weımar

verhängnisvoll geworden Wa  z Die Legalıtät auf der eınen, die Funktionsfä-
hıgkeit des iındustriellen 5Systems auf der anderen Secite.. Integrierend Mag dıe
Erkenntnıis se1n, da{ß dıese Funktionsfähigkeıt heute den Rang eınes Legıitimitäts-
prinzıps erreicht hat.“®

Werden 1er besonders die mehrheiıtlich beschlossenen (Gesetze verteidigt,
tinden sıch selbst Versuche, das Grundgesetz als nıcht mehr überholbar
hinzustellen. So fügt Wıll: Geiger ach eıner Skızze des „Menschenbilds des
Grundgesetzes“ All. „Das Menschenbild der Verfassung .. entzieht... jedem
Versuch, das Grundgesetz eın übergesetzliches Recht auszuspıielen und
durchzusetzen, den Boden Man annn auch Die Verfasssung miıt dem
gezeichneten Menschenbild macht eın Rekurrieren autf überposıtıves Recht ber-
tlüssıg.‘ Dabei erscheıint 6S durchaus wichtig, sıch erınnern, da{f in den ersten

Jahren der Bundesrepublik solche Satze ZESAQT werden mufSsten, W1€ eLtwa Adaolt
Arndt S1e 1951 1mM Bundestag sprach: A NWir können nıcht anerkennen, da{fß CS

iırgendeıne Staatsraıson jenseıts der parlamentarıschen Demokratie 1bt, eıne
Staatsralson, hınter der Umständen auch die Grundsätze der parlamentarı-
schen Demokratie zurücktreten muüßften. In Deutschland 1sSt dıe parlamentarısche
Demokratie die Staatsraıison.8

art aber diese Demokratie ZU Fetisch werden, S1e doch VO Menschen
angefertigt und VO  e} ıhnen ınterpretiert ist? So orofßartıg und gelungen der
Grundrechtskatalog und die Ausführungen Partızıpatiıon un Machtkontrolle
sınd, handelt c sıch doch ımmer e1ine Möglichkeıt, polıitisches Leben
organısıeren, die außerdem Je ach polıtischem Kräfteverhältnis interpretiert 1St
Die VO Altmann als Legitimationsgrund eingeführte „Funktionsfähigkeıt des
ındustriellen 5Systems” provozıert doch zudem die rage: Funktionieren für WCN,
für welche Gruppen und Lasten welcher Gruppen, mıt welchen Nebentolgen,

welchem 7Ziel?
Wer 1ın dieser Weıse testschreıbt, wiırd dem zıvılen Ungehorsam 7zumındest

Unverständnıiıs entgegenbringen, ıh vielleicht Sal als krıimınelle Lat einordnen, autf
eıner Stute mMıt Taten A4aUS höchst egoılstischen Motiven, und ıh nıcht als Suche ach
gerechteren Lösungen verstehen können.

ıne letzte Schwierigkeıt se1l gzeENANNL. Sıe betrifft das neuerliche Reden ber
das Gewaltmonopo|l des Staates. Nıcht selbst geht CI nıcht jene echte und
notwendige Zentralısıerung VO Gewalt un: nıcht die notwendıge dorge tür
den Rechtsfrieden der Gemeinschatt. Max Weber, der dem Gewaltmonopol
klassıschen Ausdruck verlıeh, gestand eın, da{fß C555 nıcht möglıch sel, den Staat VO

seınem 7Zweck her definıeren, sondern LLUT och durch das „UMNte Umständen
ZU Selbstzwecke gesteigerte (Mittel)..:, welches speziıfisch und für seın Wesen

9unentbehrlich 1St dıe Gewaltsamkeit
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Das dem Staat zustehende Monopol legıtımen physıschen Zwangs wurde auch 1n
diesem Sommer beschworen. So betont Klaus Kröger eindringlıch: „(Der Rechts-
staat) annn den optıimalen rad Rechtssicherheit für alle Burger 1Ur vermoge
des staatlıchen Monopols des legalen physıschen Zwanges und damıt des generellen
Ausschlusses individueller Selbsthilfe «10  gewähren. Robert Scholz ebenfalls
VOT eıner Infragestellung dieses Monopols, mıt Claus Arndt, der seıne
Z Teıl verständnısvollen Überlegungen YABÄR Friedensbewegung 1ın den Satz
ausmünden AflßSt Das Gewaltmonopo|l des Staates dürfe nıemals tangıert werden‘!!.
Dieser Monopolcharakter charakterisiert für Max Weber den Staat unabhängıg
VO seıner Staatstorm.

Zu fragen 1St; ob dieses Monopol 1n eıner treiheıitlichen Demokratie dasselbe seın
kann W1e€e 1ın eıner anderen Staatstorm. art auch 1ın der freiheitlichen Demokratie
letztlich VO der Unfriedlichkeit der Burger au  Cn werden? Ist ohne eın
solches perfektioniertes und ausgefächertes Monopol gleich eıne bürgerkriegsähn-
lıche Sıtuation unterstellen? Sınd die E1ıgenorganisatıons- und Selbstkontrollfä-
hıgkeiten unserer Gesellschaft schon ausgeschöptt? Werden die Rückwirkungen
edacht, welche die permanente Androhung VO Staatsgewalt auf das treiheitliche
Leben ausüben kann? Wo aber das Gewaltmonopol als eın selbständiger Wert
verstanden wırd, hne Vermittlung mıt den Werten der Freiheit der der Mıtwiır-
kung, Ort mu{fß auch der zıviıle Ungehorsam als eıne Infragestellung des Staates
aufgefaft werden, eınes solchen Staates gewißs.

Der zıvıle Ungehorsam
Dı1e Autzählung der Schwierigkeiten beansprucht keine Vollständigkeıt. Sıe

verdeutlıcht, da{fß Verstöfße das Recht durch (sesetze und andere staatlıche
Handlungen nıcht auszuschließen sınd, se1 6S durch eıne Überbetonung der
Vereinheitlichung, durch Verstöße elementare Rechte, durch Festschrei-
bung auf eınem bestimmten Gerechtigkeitsniveau und durch Überregelung. Als
eıne letzte Abhilftemöglichkeit 1St dazu die Rechtsftigur des zıvilen Ungehorsams
entwickelt worden. John Rawls hat ıh folgendermafßen definiert: „Eıne öftentli-
che, gewaltlose, gewıssensbestimmte, aber polıtisch gesetzwıdrıge Handlung, die
gewöhnlich eıne Änderung der (jesetze oder der Regierungspolıitik herbeıitühren
soll Miıt solchen Handlungen wendet INan sıch den Gerechtigkeitssinn der
Mehrheit der Gesellschatt und erklärt, ach eigener wohlüberlegter Ansıcht seılen
die Grundsätze der gesellschaftlıchen Zusammenarbeıt 7zwischen freıen und gle1-
chen Menschen nıcht beachtet worden. «12

Zur Verdeutlichung se1 angeführt, da{ß ach Rawls die Theorie des zıvilen
Ungehorsams „MNUr für den Spezıalfall eıner tast gerechten Gesellschaft gılt) die
also orößtenteıls wohlgeordnet ist; ın der 1aber doch einıge ernsthafte Gerechtig-



Norbert Brieskorn 5/

keitsverletzungen vorkommen“. Damıt ergıbt sıch, da{fß jedenfalls nıcht diese
Theorie gemeınt seın kann, wWenn eın polıtisches 5System als SANZCS abgelehnt oder
Sal bekämpft wiırd, der das polıtısche 5System selbst weıtgehend ungerecht
geworden ist, der zıvile Ungehorsam also versaumt wurde. Der z71ıvıle Ungehorsam
begründet sıch VO den Gerechtigkeitsvorstellungen der Verfassung und der
gesellschaftlıchen Instıtutionen her Außerst wichtig gerade tür die Dıiıskussion

den 7zıvyılen Ungehorsam ın der Friedensbewegung 1St der Satz Raw/ls’: A ZUr
Rechttfertigung des 7zıvilen Ungehorsams beruftt 1119  . sıch nıcht autf Grundsätze der
persönlichen Moral oder auf relıg1öse Lehren. Es 1St selbstverständlıich, da{f sıch
zıviler Ungehorsam nıcht alleın mıt Grüuppen- oder Eıgeninteressen begründen
aflst Vielmehr beruftt 183891  } sıch aut die gemeinsame Gerechtigkeitsvorstellung, dıe
der polıtischen Ordnung zugrunde hest.. Er versteckt sıch nıcht, sondern sucht
dıe Offentlichkeit.

Wıe 1St die Gewaltlosigkeit verstehen? „Gewalthandlungen, dıe Menschen
verletzen können, sınd unverträglich mıt dem zıvıilen Ungehorsam als eıner Art
Appel. Jede Beeinträchtigung der bürgerlichen Freiheiten anderer wurde vielmehr
die Aktıon nıcht mehr als zıvıilen Ungehorsam erscheinen lassen“, der selbst die
Drohung vermeıdet. Es 1ST nıcht gefordert, dafß das oleiche Gesetz, das
protestiert wırd,; auch verletzt wiırd. ach Rawls soll der Wiıderstand
Gesetzwıdriges se1ın, selbst WenNnn dıe Gerichte das auf Wiıderstand treffende (zseset7z
füur vertassungsgemafßs erklären. er zıvıle Ungehorsam drückt seıne CGesetzestreue
1ın der Bereitschaft auUs, dıe gesetzlichen Folgen der Handlungsweıse auftf sıch
nehmen. er definijerte zıvile Ungehorsam steht zwiıischen dem gesetzmaßıgen
Protest, der VO ftrejer ede ber Petitionen bıs 7AeNE Vertassungsbeschwerde reicht,
un der Weigerung A4US Gewıissensgründen. Letztere die Offentlichkeit nıcht
geplant eın, bezweckt nıcht eıne Änderung des betreftenden (s;esetzes oder der
Polıitik un appelliert nıcht gemeınsame Gerechtigkeitsvorstellungen.

Rawls trennt Deftinıition und Rechtfertigung des zıvılen Ungehorsams. ST
ı1er tindet sıch die Bedingung, da{fß der legale Apparat benutzt worden 1St un dıe
legalen Korrekturmöglıichkeıiten keıne Abhilfe gebracht haben (oder da{fß® eıne
Abhiulfe VO vornhereın nach ruhıg gefalltem Urteıil nıcht erwarten war). Als
weıtere Rechtfertigungsbedingungen Rawls Die schwere Verletzung VO

Freıiheıt, Gleichheıt, Leben, Beeinträchtigung VO Mınderheiten 1mM polıtischen
Leben: dıe Achtung darauf, da{fß die Lage sıch durch den zıvılen Ungehorsam nıcht
verschlımmert, da{ß dıe Verhältnismäafßsigkeit beachtet, die Schädigung rıtter
ebenso vermıeden Ww1€ die Verständigung mıt der Mehrheit aufrechterhalten wırd

Die Auftmerksamkeit 1St noch auf 7wel Verhältnisse lenken, die Rawls nıcht
ausdrücklich behandelt Zum eiınen 1St das Verhältnis NECNNECI, das zwıschen dem
abgelehnten Gesetz un dem durch Ungehorsam verletzten Gesetz esteht. Dıieses
Verhältnis 1st VO den Krıiterien der Verhältnismäßigkeit und der Appelltunktion
her bestimmen. Zum anderen 1St dıe Dynamık sehen, die VO ersten ‚milden“
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Formen des Ungehorsams schärferen führt, WenNnn un solange nıcht auf den
Protest reagıert wırd Klugheit hat die jeweılıgen Formen kontrollieren, eın
Abbruch der Aktıon darf nıcht ausgeschlossen werden.

Der umschriebene und Bedingungen gestellte zıviıle Ungehorsam
entspricht dem VO der katholischen Wiıderstandslehre gebilligten Wıderstand,
WCIHI1 diese auch VO ıhrer Austormung mehr auf die Rawlssche „ Weıigerung Aaus

Gewissensgründen“ zugeschnitten 1St 405—408; 415—420). „Handelt CS SICH.
Gesetze, dıe 1ın sıch Sundhattes gebieten, dart 18803  . ıhnen nNnıe

<c15  gehorchen. Dıe VO Rawls ENaANNLEN „schweren Verletzungen“ elementarer
Rechte sınd „SUNdhatt-, die christlicherseits ZUr Pflicht erklärte Verweigerung 1St
eıne orm des 7zıvıilen Ungehorsams. Die vorangehende Ausschöpfung aller legalen
Miıttel 1St ebenso gefordert W1€e dıe Gewaltlosigkeıit. uch gegenüber Sachen? Nun
annn Sachen nıcht ın oleicher Weıse Gewalt verubt werden WI1€e
Menschen. Eın einheitlicher Gewaltbegriff lıefße sıch LLUT verwenden, WEeEeNN ber
die Sachen Gewalt Menschen veruübt wırd Gröfßtmöglıche Schonung
ordern beide, die katholische Lehre un Rawls Beide heben Eigentumsrecht un
Recht auf Freiheit und Gleichbehandlung nıcht auf dieselbe Stutfe Letzteres 1St
vorrangıg. Abzulehnen VO beiden 1st damıt tolgender Satz: „Wo Gewalt
Personen oder auch 1Ur remdes Eıgentum ausgeubt wırd, 1St dıe absolute

e 14Grenze des Unzulässıgen erreıicht.
egen der dem Christen auterlegten Verantwortüng für das GemeLinnwohl muf{fß

die katholische Lehre die Elemente der Eıinschaltung der Offentlichkeit und der
dorge Änderung des ungerechten (zesetzes erganzt werden. Aus dieser
Verantwortung annn auch dıe Pflicht Z Ungehorsam tolgen, während Rawls
sıch mıt dem Recht Aa ‚begnügt. Zweıtel könnten angebracht se1n, ob das
Wiıderstandsrecht sıch auch eıne als ungerecht betrachtete Politik richten
dart oder 11U  —_ (sesetze. In Anbetracht der auch durch eıne polıtische
Mafi$nahme bereits möglıchen Beeinflussung un Dıirıgierung scheıint eıne Eınen-
sung auf eınen Wiıderstand lediglich (zsesetze nıcht verantwortbar.

In der Diskussion 1st wıederholt gefragt worden, ob CS sıch beim zıvılen
Ungehorsam e11n Recht handle. Es 1St richtig, da{fß die blofße Behauptung, eın
Recht haben, och keines erg1ıbt, auch reicht der 1NnweIls auf Unrecht nıcht aus,

eın Recht entstehen lassen. Andererseıts ann eın Verhalten gerecht se1ın, ob
dıe dazu bestellten Institutionen CS 1m nachhınein verwerten oder als Recht
anerkennen. ben aber mehrere vemeınnschaftlıch ber langere eıt A4aUS rechtlicher
Überzeugung Verweıigerung und entwickeln eventuel]l Gegenmodelle soz1ıalen
Verhaltens, sprach die leider be] uns verschüttete Lehre der „Consuetudo CONTLTFra

legem“ ıhrem Verhalten Rechtscharakter
Der zıvıle Ungehorsam sıeht sıch ebentalls dem Einwand ausSgeSseLtZlL, da{ß die

VO  2 der Mehrkheıt getroffenen Entscheidungen nıcht respektiere. Er wendet sıch
1aber nıcht die Mehrheıt, sondern Unrecht AUS seıner Sıcht; auch

Stimmen 202, 33
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gehört CS den Bedingungen, gerechttertigter Ungehorsam se1ın, da{ die
ınnenpolıtische Sıtuation durch seıne Ausübung nıcht ungerechter werden dürfe
Erinnert sel die Beobachtung Max Webers: „Der Fall andererseits, da{f
gewaltsame oder doch rüucksichtslosere und zielbewußtere Mıiınderheiten Ordnun-
sCch oktroyıeren, dıie annn auch den ursprünglıch Wıderstrebenden als legıtım
gelten, 1St überaus haufıg. Soweıt ‚Abstimmungen‘ als Mıiıttel der Schaffung oder
Änderung VO Ordnungen legal sınd, 1STt sehr haufıg, daf der Mıinderheitswille
die ormale Mehrheit erlangt und dıe Mehrheit sıch fügt: also die MaJjorisierung
1Ur Schein 1St  .«15 Das Argument mıt der Mehrheit w1e dıe als Mehrheıt autftretende
Meınung mussen sıch kritischen Anfragen aussetzen

Bleibt die rage, ob die Eiıntührung dieser Rechtstigur nıcht miıifßverständlich se1l
un als eıne Art Freibrief aufgefafst werden könnte. Mißbräuche sınd nıe völlıg
auszuschließen. Vorschubh darf ıhnen nıcht geboten werden. Und och eiınmal:
Nıcht dıie Gewiıssensentscheidung des einzelnen, sondern die Gerechtigkeitsvor-
stellung der Gesellschaft 1St der rechttertigende Faktor! Es tragt sıch aber, ob durch
Verschleierungen und Diszıplinierungen eıne solche Ordnung W1€e die der Bundes-
republık autrechterhalten werden annn und soll, oder ob nıcht die VO zıvilen
Ungehorsam geforderten Überlegungen ber gesetzliches un gerechtes Verhal-
teN,; über die Verhältnismäaßigkeit un die Art der Verständlichmachung das
Anliegen der treıiheıitliıchen Ordnung w1e den zıvilen Ungehorsam selbst eher
verlebendigen. Robert Leıicht schliefßt seınen scharfsınnıgen Artıkel mıt dem
1NnweIls aut das Rısıko, da{ß der zıviıle Ungehorsam Reaktionen auslösen könne,
die autf den Freiraum tüur Wıderspruch letztlich zurückschlagen‘®. Diıes 1St nıcht
auszuschlıefßen, doch dart ımmer och VO Vertrauen In Einsıicht un VO dem
gemeınsamen Anlıegen mehr Gerechtigkeit AaUS  Cn werden.
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